
„Remigration“
Der Begriff Remigration kommt wurde ursprünglich in den Sozialwissenschaften geprägt, um
die Rückkehr von Migranten in ihre Herkunftsregion nach längerem Aufenthalt in einem 
anderen Land zu beschreiben. Von der Neuen Rechten wird der Begriff jedoch als 
Kampfbegriff und Euphemismus für die massenhafte Vertreibung ganzer 
Bevölkerungsgruppen verwendet. In Deutschland ist er kürzlich durch die Correctiv-
Recherche zu einem Geheimtreffen von Rechtsextremisten in Potsdam mit Beteiligung der 
AfD einer breiten Öffentlichkeit bekannt geworden.
Als neurechter Kampfbegriff eingeführt wurde Remigration 2011 durch Renaud Camus, einen
der Vordenker der rechtsextremen Len-Pen-Partei Rassemblement National. In Deutschland 
wurde er insbesondere von der "Identitären Bewegung" (IB) aufgenommen. Die Correctiv-
Recherche zeigte unter anderem, wie enge Kontakte es zwischen AfD und IB trotz eines 
Unvereinbarkeitsbeschlusses der AfD gibt. Einer der Hauptredner beim Potsdamer Treffen 
war Martin Sellner, vormaliger Chef von IB Österreich, der das Treffen zur Vorstellung eines 
"Masterplans zur Remigration" nutzte.
Im AfD-Grundsatzprogramm von 2016 tauchte der Begriff noch nicht auf; das 
Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2021 fordert jedoch bereits eine «nationale und eine 
supranationale Remigrationsagenda». Darin spiegelt sich der zunehmende Einfluss des 
"Flügels" von Björn Höcke wieder, der in seinem Buch "Nie zweimal in denselben Fluss" 
(2018) ausführlich über Remigration spricht: notwendig sei eine "Säuberung Deutschlands 
von 'kulturfremden' Menschen" durch ein "groß angelegtes Remigrationsprojekt", das "wohl 
nur mit Gewalt zu schaffen" sei. Dazu müsse man eine "Politik der wohltemperierten 
Grausamkeit" durchführen. Im Dezember 2023 führte Höcke näher aus: „Wir werden auch 
ohne Probleme mit 20, 30 Prozent weniger Menschen in Deutschland leben können.“ AfD-
Spitzenkandidat Maximilian Krah für die Europawahl 2024 ergänzte, betroffen werden 
"prognostisch über 25 Millionen Menschen sein, davon deutlich über 15 Millionen deutsche 
Staatsangehörige". Zahlreiche AfD'ler stellen ähnliche Forderungen, während die Partei 
offiziell zwischen Beschwichtigung (Weidel: Remigration ist lediglich "die Anwendung 
bestehender Gesetze") und offensiver Zustimmung (René Springer: «Wir werden Ausländer 
in ihre Heimat zurückführen. Millionenfach. Das ist kein Geheimplan sondern ein 
Versprechen.») laviert.
Das Thema ist auch zum Streitpunkt innerhalb der europäischen Rechten geworden: So ist 
etwa ein Brief von Alice Weidel an Marie Le Pen bekannt geworden, in dem Weidel das 
Thema Remigration verteidigt und herunterspielt, während Le Pen Kritik daran übt. Doch 
obwohl Le Pen von „krassen Meinungsunterschieden“ spricht und behauptet, „nie eine Politik
der Remigration“ verfolgt zu haben, dürften es weniger um tatsächliche 
Meinungsunterschiede gehen, sondern eher um unterschiedliche Taktiken: Le Pen bemüht 
sich, ihre Partei RN als moderat darzustellen um politische Anschlussfähigkeit zu erreichen, 
während die AfD auf radikale Fundamentalopposition setzt.
Eng verbunden mit Remigration ist der Begriff Ethnopluralismus, der für ein Weltbild steht, 
indem kulturelle Homogenität herrschen und Staaten und Gesellschaften nach „Ethnien“ 
getrennt sein sollten, um so angeblich die "Völkervielfalt" zu wahren. Der Begriff vermeidet 
den Begriff "Rasse" und behauptet nicht zwingend die Höherwertigkeit eines Volkes 
gegenüber anderen, sieht aber eine scharfe Abgrenzung zwischen Ethnien als erforderlich. Im 
Wesentlichen soll jedem „Volk“ das gleiche Recht und der gleiche Anspruch auf seine 
nationale und kulturelle Identität zugestanden werden, dies allerdings ausschließlich „an 
seinem Platz“. Migration wird somit als Bedrohung der Kultur betrachtet, gegen die eine 
Abschottung erforderlich ist. Die AfD fordert in diesem Sinne den Ausbau einer "Festung 
Europa" und die Remigration um eine bedrohte "deutsche Kultur" zu schützen.

Flüchtlingspolitik
Die AfD wurde 2013 als national-liberale Partei mit dem Ziel einer Rückkehr zur D-Mark 
gegründet. Angesichts von Gründungsmitgliedern wie Alexander Gauland und einem von 
Beginn an erheblichen Zustrom an Mitgliedern aus rechten Kleinparteien (wie etwa "Die 



Freiheit", die ihre Aktivitäten zugunsten der AfD vollständig einstellten) überrascht es nicht, 
dass Migration und Asyl schnell zu dominierenden Themen wurden.
Einen ersten Höhepunkt fand diese Entwicklung 2015 vor dem Hintergrund stark ansteigender
Flüchtlingszahlen und unter dem Eindruck islamistischen Terrors wie dem Anschlag auf die 
Satirezeitschrift Charlie Hebdo. Der Parteitag in Essen entschied den Richtungsstreit 
zwischen dem wirtschaftsliberalen Flügel um Parteigründer Lucke und dem völkisch-
nationalen Flügel um Petry, Gauland, Höcke und Poggenburg eindeutig zugunsten von Petry. 
Damit wurde die AfD endgültig zur "Pegida-Partei", in der unverhohlener Rassismus und 
Islamfeindlichkeit immer größeren Raum einnahmen.
Dies spiegelte sich auch im Parteiprogramm wieder. Während es Anfang 2015 im 
Strategiepapier des Bundesvorstands noch hieß „Die AfD bejaht und verteidigt grundsätzlich 
das Asylrecht“ und eine „menschenwürdige […] und gerechte […] Asyl- und 
Flüchtlingspolitik“ gefordert wurde, war die zentrale Forderung des Bundesparteitags im 
November 2015 die "Unterordnung des Asylrechts unter die Sicherheit des Staates und seiner 
Bevölkerung". Der Familiennachzug sollte nun abgeschafft werden und Obergrenzen für die 
Aufnahme von Flüchtlingen eingeführt werden. Das AfD-Grundsatzprogramm von 2016 sieht
eine "vollständige Schließung der EU-Außengrenzen" und stattdessen Asylzentren in sicheren
Staaten in der Herkunftsregion vor. Im Bundestagswahlprogramm von 2017 wünscht sich die 
AfD eine Grundgesetzänderung, um es „an die Bedrohung Europas durch 
Bevölkerungsexplosionen und Migrationsströme“ anzupassen. Die Erteilung der 
Staatsbürgerschaft an Migranten soll nur bei "vollständiger Assimilation" möglich sein. 
Pushbacks sollen legalisiert werden, Anreize wie Sozialleistungen so weit wie möglih gesenkt
werden und eine "jährliche Mindestabschiebequote“ eingehalten werden.
Außerhalb der Parteiprogramme testeten führende AfD-Politiker:innen mit noch schärferen 
Forderungen die Grenzen des Sagbaren aus: etwa Schusswaffeneinsatz an den Außengrenzen 
selbst gegen Kinder (Beatrix von Storch, 2016) oder "Kein Asyl für Muslime in Deutschland“
(Höcke, 2018).
In einem Bundestagsantrag von 2022 fordert die AfD, Maßnahmen Ungarns und Polens zur 
"Abwehr destabilisierender Migrationsbewegungen" zu unterstützen, da "unsere europäischen
Nachbarn es übernommen haben, das Territorium der Bundesrepublik Deutschland gegen 
illegale Zuwanderung abzusichern, [...] weil der Bundesregierung der politische Wille fehlt, 
diese ureigene deutsche Staatsaufgabe zu übernehmen."
Die AfD behauptet, scharf zwischen "echten Flüchtlingen", die aufgenommen werden sollen, 
solange die Fluchtursache andauert, und Migration aus wirtschaftlichen Gründen zu 
unterscheiden. In der Praxis zählt diese Unterscheidung jedoch offensichtlich nicht, wie der 
Vorwurf "Merkel hat die Grenzen geöffnet" angesichts von vorwiegend syrischen 
Bürgerkriegsflüchtlingen zeigte.
Zentral für die Eigenwahrnehmung der AfD ist, dass sie für sich beansprucht, den "wahren" 
Volkswillen zu vertreten, während andere Parteien bestenfalls aufgrund eines naiven 
"fehlgeleiteten Humanismus" handeln oder schlimmstenfalls "Volksverräter" sind,  die als 
globalisierte Eliten bewusst eine Agenda gegen das deutsche Volk verfolgen und es zur 
"Minderheit im eigenen Land" machen.

Kriminalität & Sicherheit
Die Strategie der AfD, bei nahezu jedem Thema die Migration als das zentrale Problem 
darzustellen, zeigt sich besonders deutlich im Bereich der Kriminalität und Sicherheit. Der 
Zuzug von "immer mehr Migranten insbesondere aus dem islamischen Kulturkreis [...] führt 
zu überbordender Kriminalität", heißt es im Europawahlprogramm. Das Mitgliedermagazin 
"AfD Kompakt" und die Social Media Kanäle der AfD sind voll von Schlagzeilen wie 
"Nordafrikaner sticht zwei 17-Jährige nieder: Unsere Töchter leben nur mit der AfD in 
Sicherheit!" Auch gebe es immer mehr No-Go-Areas in Deutschland: “Jeder weiß, dass es 
mittlerweile Straßen, ja ganze Bezirke gibt, in denen man sich
insbesondere bei Dunkelheit besser nicht blicken lassen sollte." Zu Kriminalität an Bahnhöfen
heißt es: "Das sind die direkten Folgen der von der AfD seit Jahren massiv kritisierten 
unkontrollierten Zuwanderung." 



Im Umgang mit Nachweisen, Statistiken und Fakten beweist die AfD dabei oftmals große 
Kreativität, ebenso wie Ignoranz gegenüber sozialwissenschaftlichen Erklärungen für 
tatsächlich erhöhte Kriminalitätsraten. Jenseits von "kriminelle Ausländer abschieben" hat die
AfD kein Interesse an Lösungsansätzen, sondern nur an Skandalisierung.
Beispielhaft steht dafür ein Zitat von Carsten Hütter (Landtagsabgeordneter für die AfD in 
Sachsen): "40.000 Deutsche fielen 2017 tatverdächtigen Migranten zum Opfer. Das alles sind 
Begleiterscheinungen von Merkels buntem Multikulti-Wahn, der uns messernde Horden, 
brutale Vergewaltiger und Mörder, sowie religiöse Fanatiker ins Land geholt hat. Die Bürger 
sind zu Freiwild geworden.“
Im Weltbild der AfD geht Kriminalität fast ausnahmslos von Ausländern aus. Die 
Argumentation ist oft kulturdeterministisch und biologistisch (muslimische junge Männer 
sind kulturell und genetisch bedingt heißblütig und aggressiv), oder stellt die Kriminalität als 
logische Folge der deutschen Flüchtlingspolitik (naive Gutmenschen haben den 
Kontrollverlust zu verantworten) dar, die von gerissenen und skrupellosen Armutsmigranten 
oder "arabischen Clans" ausgenutzt wird.
Abhilfe schaffen sollen erleichterte Ausweisungen von Straftätern; die Möglichkeit zur 
Ausbürgerung selbst wenn daraus Staatenlosigkeit folgt; die Senkung des 
Strafmündigkeitsalter zur Ermöglichung der Anwendung des Erwachsenenstrafrechts auf 
"Unbegleitete, angeblich minderjährige Ausländer", da deren "Kriminalitätsrate 
unverhältnismäßig hoch ist"; und die Inhaftierung ausländischer Straftäter in "heimatnahen 
Staaten" statt deutscher Gefängnisse.

Bildung
Im Bereich der Bildungspolitik übt die AfD an zahlreichen Aspekten von 
"Frühsexualisierung" bis "politische Indoktrination" Kritik. Doch das zentrale Problem sieht 
die AfD auch bei der Bildung in der Migration: der steigende Anteil von Kindern mit 
Migrationshintergrund seien für das drastisch gesunkene Leistungsniveau in Schulen 
verantwortlich. Lernen ist laut AfD nur in leistungshomogenen Gruppen möglich. Dazu will 
die AfD Schüler:innen, die noch kein Deutsch auf B1-Niveau sprechen, in separaten Klassen 
oder Schulen unterrichten. Zugleich kritisiert die AfD in NRW jedoch, die Regierung habe die
Schule "zur Keimzelle für immer weiter ausufernde Parallelgesellschaften gemacht".
Und selbst wenn die Deutschkenntnisse gut genug für eine gemeinsame Beschulung sind, will
die AfD sicherstellen, dass sich Kinder im Asylverfahren ihres prekären Status stets bewusst 
bleiben: "Für schulpflichtige Asylbewerber muss es Ziel der Beschulung sein, diese auch für 
die Möglichkeit ihrer Rückkehr in ihr Heimatland vorzubereiten", fordert die AfD im 
Bundestagswahlprogramm 2021.
"Sonderrechte für Muslime" lehnt die AfD mit Bezug auf die Möglichkeit eine Nicht-
Teilnahme am Schwimmunterricht ab, ebenso wie Islamunterricht analog zum christlichen 
bekenntnisgebundenen Religionsunterricht.

Kultur
Die AfD sieht die "deutschen Identität" durch "Masseneinwanderung aus kulturfremden 
Regionen" bedroht. Insbesondere die "Präsenz einer ständig wachsenden Zahl von Muslimen"
bezeichnete die AfD schon in ihrem Grundsatzprogramm von 2016 als "große Gefahr für 
unseren Staat, unsere Gesellschaft und unsere Werteordnung". Dem setzt sie das Ziel einer 
"möglichst ethnisch und kulturell homogene Gemeinschaft" entgegen, die "auf den Werten 
des Christentums, der Antike, des Humanismus und der Aufklärung" fußen soll und "neben 
der deutschen Sprache auch unsere Bräuche und Traditionen, Geistes- und Kulturgeschichte" 
schützen will.
Die AfD wirft insbesondere den Grünen vor, Deutschland aktiv durch die "Ideologie des 
Multikulturalismus" zu gefährden und verspricht, nicht zuzulassen, "dass Deutschland aus 
falsch verstandener Toleranz sein kulturelles Gesicht verliert."
Dazu will die AfD Migration begrenzen; sie lehnt eine rechtliche Gleichstellung christlicher 
und muslimischer Organisationen ab und will Minarette und Burkas generell und Kopftücher 



im  öffentlichen Dienst verbieten; außerdem soll "Kultur und Kunst von der Einflussnahme 
der Parteien befreit" werden indem u.a. der Rundfunkbeitrag abgeschafft wird. Die AfD 
richtet sich außerdem auch gegen eine "angeblich notwendige Dekolonisierung" und eine 
"Verteufelung des weißen Mannes".
Ein eingebürgerter Deutscher ist dem Verständnis der AfD nach stets nur ein deutscher 
zweiter Klasse, dem die Staatsangehörigkeit auch wieder entzogen werden kann. Eine solche 
Klassifizierung ist zwar nicht dem Parteiprogramm zu entnehmen, aber der gebräuchlichen 
Verwendung des Begriffes "Passdeutscher" in Abgrenzung zu "echten Deutschen".

„Umvolkung“ (auch "Großer Austausch" oder "Volkstod")
Der Begriff „Umvolkung“ stammt ursprünglich aus nationalsozialistischen Plänen zur 
Schaffung von „Lebensraum im Osten". Heute wird er von rechtsextremen Gruppen als 
Bezeichnung für den angeblich von den „Altparteien“ betriebener Austausch der 
„autochthonen deutsche Bevölkerung“ durch Migration verwendet. Die Folge sei ein 
„schleichender Genozid am deutschen Volk“ (kurz: „Volkstod“). Inhaltlich schließt der 
Begriff an die altbekannte Warnung vor „Überfremdung“ an, ergänzt ihn jedoch um ein 
planvolles Vorgehen eines Feindes im Inneren, der die „Masseninvasion“ nicht nur geschehen
lässt, sondern aktiv fördert.
Im deutschsprachigen Raum wurde die Verschwörungserzählung eines „Großen Austauschs“ 
ursprünglich insbesondere von der „Identitären Bewegung“ (IB) vertreten, die zwar auf der 
Unvereinbarkeitsliste der AFD steht, aber mit der zahlreiche AFD´ler dennoch eng verknüpft 
sind. Offiziellen Eingang ins AFD-Parteiprogramm hat die These nicht gefunden. So heiße es 
im Grundsatz der AFD lediglich, die Asylpolitik und deren massenhafter Missbrauch führe 
„zu einer rasanten, unaufhaltsamen Besiedlung Europas, insbesondere Deutschlands, durch 
Menschen aus anderen Kulturen und Weltteilen“. 
Führende AFD-Politiker werden jedoch deutlicher. Gauland verkündete beim Parteitag 2018 
etwa: „Wir befinden uns in einem Kampf gegen Kräfte, die ihr globalistisches Programm der 
Nationenauflösung, der ethnisch-kulturellen Vereinheitlichung und der Traditionsvernichtung 
als die Menschlichkeit und Güte selbst verkaufen.“ AFD-Politiker der zweiten Reihe, wie der 
AFD-Landessprecher von Mecklenburg-Vorpommern geben die Verschwörungserzählung 
noch unverblümter wieder: „Der große Austausch, die gezielte, vorsätzliche kulturelle und 
ethnische Veränderung Europas ist im vollen Gange. Die von der Bundeskanzlerin vorsätzlich
herbeigeführte Masseninvasion vornehmlich muslimischer Menschen nach Deutschland und 
Europa stellt eine große Gefahr historischen Ausmaßes dar. Die Altparteien haben sich den 
Austausch der Bevölkerung zum Ziel gemacht.“
Als Gegenmittel sieht die AFD nicht nur die Schließung der Grenzen, sondern auch durch 
eine „aktivierende, also geburtenfördernde Familienpolitik“ statt der „Fortsetzung der 
herrschenden familienzersetzenden Politik“. Die hohe Geburtenrate unter Migranten hingegen
„verstärkt den ethnisch-kulturellen Wandel der Bevölkerungsstruktur“ oder wird gar als 
„Geburten-Dschihad“ bezeichnet. 
Den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit durch Geburt will die AFD folgerichtig 
abschaffen und für Jahre eine Minus-Zuwanderung durch Abschiebungen und Anreize zur 
Remigration durchsetzen. Eine AFD-interne Arbeitsgruppe, die Empfehlungen erarbeiten 
sollte, wie die AFD eine Beobachtung durch den Verfassungsschutz vermeiden könne, riet, im
öffentlichen Sprachgebrauch künftig auf „extremistische Reizwörter“ wie „Umvolkung“, 
„Überfremdung“, „Volkstod“ zu verzichten.


